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Tenor:

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Aschersleben vom
07.11.2018 (Geschäftsnr.: 18-1460074-1-0) wird mit der Maßgabe
aufrechterhalten, dass die Beklagte verurteilt wird, an die Klägerin
201,71 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem
Basiszinssatz seit dem 04.09.2018 zu zahlen. Im Übrigen wird der
Vollstreckungsbescheid aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Die Beklagte trägt die weiteren Kosten des Rechtsstreits, mit
Ausnahme der Kosten der Verweisung, die die Klägerin zu tragen
hat.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

 
Tatbestand:

Die Klägerin begehrt Schadensersatz wegen einer unberechtigten Abmahnung.

Die Klägerin betreibt ein weltweit agierendes Umzugsunternehmen. Die Beklagte meldete
zum 01.05.2018 ein Gewerbe für „Kurierfahrten, Umzüge und Transporte aller Art bis 3,5 t“
an. Die Beklagte betreibt keine Internetseite für ihr Unternehmen. Sie verfügt nicht über eine
Güterkraftverkehrserlaubnis oder eine entsprechende EU-Lizenz. Sie ist nicht im
Handelsregister eingetragen. Am angegebenen Firmensitz befindet sich ein
Mehrfamilienwohnhaus.

Mit Schreiben vom 31.05.2018 mahnte der Prozessbevollmächtigte der Beklagten die
Klägerin wegen der Datenschutzerklärung auf ihrer Internetseite ab und forderte Erstattung
von Rechtsanwaltskosten in Höhe von 1.029,35 EUR (Anl. K 1). Die Beklagte war der
Ansicht, dass die Datenschutzerklärung nicht den Anforderungen der DSGVO entspreche.
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Die Prozessbevollmächtigte der Klägerin wies den geltend gemachten Anspruch mit
Schreiben vom 27.06.2018 zurück und forderte die Beklagte zur Erstattung von
Rechtsanwaltskosten in Höhe von 559,30 EUR auf. Diese Aufforderung wiederholte sie mit
Schreiben vom 22.08.2018 unter Fristsetzung bis zum 03.09.2018. Mit Schreiben vom
28.09.2018 forderte sie die Beklagte zur Erstattung von Rechtsanwaltskosten in Höhe von
201,71 EUR innerhalb von zwei Wochen auf, berechnet anhand des von der Beklagten
geforderten Betrags in Höhe von 1.029,00 EUR.

Die Klägerin behauptet, sie verfüge über sämtliche notwendigen Genehmigungen für den
Betrieb eines europaweit tätigen Umzugsunternehmens, wie eine Güterkraftverkehrserlaubnis
und eine EU-Lizenz. Sie behauptet ferner, sie habe einen Betrag in Höhe von 201,71 EUR an
ihre Prozessbevollmächtigte gezahlt. Sie ist der Ansicht, es bestehe kein
Wettbewerbsverhältnis zwischen den Parteien. Ein solches gehe auch nicht aus der
Abmahnung hervor. Es sei nicht ersichtlich, dass die Beklagte tatsächlich ein
Transportunternehmen betreibe. Es bestünden Zweifel an der Bevollmächtigung des
Unterzeichners des Abmahnschreibens vom 31.05.2018. Die Klägerin ist der Auffassung, ihr
stehe ein Schadensersatzanspruch wegen der Rechtsanwaltskosten zu, die sie aufgrund der
unberechtigten Abmahnung habe aufwenden müssen. Die unseriöse Geschäftspraktik der
Beklagten diene alleine Schädigung der Klägerin.

Die Klägerin hat einen Mahnbescheid erwirkt, der der Beklagten am 13.10.2018 zugestellt
worden ist. Am 07.11.2018 ist ein Vollstreckungsbescheid erlassen worden, der der
Beklagten am 08.11.2018 zugestellt worden ist. Am 20.11.2018 hat die Beklagte Einspruch
eingelegt, woraufhin das Verfahren an das Amtsgericht Langenfeld abgegeben worden ist.
Auf Antrag der Klägerin ist der Rechtsstreit mit Beschluss vom 11.02.2019 an das
Landgericht Düsseldorf verwiesen worden.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 201,71 EUR zuzüglich Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem Basiszins seit 04.09.2018 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte bestreitet, dass es sich um eine unberechtigte Abmahnung handle. Ein
Wettbewerbsverhältnis liege vor. Die Datenschutzerklärung auf der Internetseite der Klägerin
habe nicht den Anforderungen der DSGVO entsprochen. Selbst wenn die Abmahnung
ungerechtfertigt gewesen wäre, gehöre dies zum allgemeinen Lebensrisiko. Die durch eine
ungerechtfertigte Inanspruchnahme verursachten Kosten seien nur erstattungsfähig, wenn
zwischen den Parteien eine rechtliche Sonderverbindung bestehe, innerhalb derer durch die
Inanspruchnahme eine Pflicht verletzt worden sei. Zwischen den Parteien sei keine rechtliche
Sonderverbindung ersichtlich, da weder ein vertragliches noch ein gesetzliches
Schuldverhältnis vorliege.

In der mündlichen Verhandlung vom 03.07.2019 hat der Prozessbevollmächtigte der Klägerin
die Prozessvollmacht des Beklagtenvertreters gerügt. Die Kammer hat den
Prozessbevollmächtigten der Beklagten vorläufig zur Vertretung zugelassen und ihm eine
Frist zur Beibringung der Prozessvollmacht gesetzt. Mit Fax vom 11.07.2019 hat der
Prozessbevollmächtigte der Beklagten die Ablichtung einer Vollmacht zur Gerichtsakte
gereicht. Mit Beschluss vom 19.07.2019 hat die Kammer den Beklagtenvertreter darauf
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hingewiesen, dass die Prozessvollmacht im Original oder als öffentlich beglaubigte Urkunde
vorzulegen ist. Am 19.07.2019 ist die Prozessvollmacht im Original vorgelegt worden. Die
Parteien haben mit Schriftsatz vom 19.07.2019 und 06.08.2019 ihr Einverständnis mit einer
Entscheidung im schriftlichen Verfahren erklärt. Mit Beschluss vom 13.08.2019 hat die
Kammer das schriftliche Verfahren mit Schriftsatzfrist bis zum 13.09.2019 angeordnet.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die wechselseitigen
Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Vorliegend war im Wege des streitigen Endurteils zu entscheiden, da die ordnungsgemäße
Bevollmächtigung des Beklagtenvertreters mit Schreiben vom 19.07.2019 nachgewiesen
wurde. Daraus geht eine Bevollmächtigung zur gerichtlichen Vertretung der Beklagten in dem
vorliegenden Rechtsstreit hervor. Einer Angabe von Ort und Datum bedarf es nicht.

Aufgrund des am 20.11.2018 bei dem Mahngericht eingegangenen Einspruchs der Beklagten
gegen den am 08.11.2018 zugestellten Vollstreckungsbescheid ist gemäß §§ 700 Abs. 1, 342
ZPO das streitige Verfahren eingeleitet worden. Denn der Einspruch ist formgerecht gemäß §
340 ZPO und innerhalb der Einspruchsfrist von zwei Wochen gemäß § 339 Abs. 1 ZPO
eingelegt worden.

Die Klage ist zulässig.

Dabei ist der Antrag zu 1. aus der Anspruchsbegründungsschrift vom 17.12.2018
dahingehend auszulegen, dass die Aufrechterhaltung des Vollstreckungsbescheids vom
07.11.2018 beantragt wird. Denn der Vollstreckungsbescheid steht gemäß § 700 Abs. 1 ZPO
einem für vorläufig vollstreckbar erklärten Versäumnisurteil gleich, sodass die Klägerin nicht
den Erlass eines weiteren Urteils, sondern gemäß § 343 S. 1 ZPO die Aufrechterhaltung des
bereits ergangenen Vollstreckungstitels in Gestalt des Vollstreckungsbescheids begehrt.

Die Klage ist überwiegend begründet, lediglich hinsichtlich eines Teils des Zinsanspruchs ist
sie unbegründet.

Der Klägerin steht ein Schadensersatzanspruch in Höhe von 201,71 EUR gegen die Beklagte
aus § 826 BGB zu.

Die Beklagte hat der Klägerin in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise vorsätzlich
Schaden zugefügt, indem sie sie bewusst unberechtigt abgemahnt hat.

Die Abmahnung vom 31.05.2018 war unberechtigt. Der Beklagten steht kein Beseitigungs-
und Unterlassungsanspruch gegen die Klägerin aus §§ 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1, 2 Abs. 1 Nr. 3,
3 Abs. 1, 3a UWG zu. Denn bei den Parteien handelt es sich nicht um Mitbewerber im Sinne
der §§ 8 Abs. 3 Nr. 1, 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG. Die Tätigkeit der Klägerin im Bereich des
Güterkraftverkehrs geht aus der zur Akte gereichten Abschrift der Lizenz für den
grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr hervor (Anl. K 5). Die Beklagte
betreibt indessen kein Transportunternehmen. Hiervon ist auszugehen, weil sie den
substantiierten Behauptungen der Klägerin, dass die Beklagte keine Transportleistungen im
Internet anbiete und dass sich an dem angegebenen Firmensitz ein Wohnhaus befinde,
weder im Rahmen des schriftlichen Vorverfahrens noch in der mündlichen Verhandlung oder
im schriftlichen Verfahren entgegengetreten ist. Es fehlt vielmehr an jeglichem Vortrag der
Beklagten zu ihrer in der Abmahnung behaupteten Geschäftstätigkeit. Auch die Behauptung
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der Klägerin, dass die Beklagte nicht über eine Güterkraftverkehrserlaubnis oder eine
entsprechende EU-Lizenz verfüge, ist unstreitig geblieben. Die Beklagte ist auch nicht in das
Handelsregister eingetragen. Lediglich die Gewerbeanmeldung spricht für das Betreiben
eines Transportunternehmens durch die Beklagte. Diese Gewerbeanmeldung allein genügt
angesichts der vorgenannten unstreitigen Anhaltspunkte, auf die die Beklagte weder
schriftsätzlich noch in der mündlichen Verhandlung eingegangen ist, nicht, um dem Vortrag
der Klägerin zur fehlenden tatsächlichen Ausübung einer Transporttätigkeit am Markt
substantiiert entgegenzutreten. Das Datum der Gewerbeanmeldung im selben Monat der
erstmaligen Anwendbarkeit der DSGVO spricht in Zusammenhang mit den vorstehenden
unstreitig gebliebenen Umständen vielmehr für eine Gewerbeanmeldung zum alleinigen
Zweck, Unternehmen auf der Grundlage der DSGVO abzumahnen.

Die bewusst unberechtigte Abmahnung von Unternehmen ist sittenwidrig, denn sie ist mit den
grundlegenden Wertungen der Rechts- und Sittenordnung nicht vereinbar. Das Verhalten ist
außerdem als besonders verwerflich anzusehen, da die Beklagte zum alleinigen Zweck der
Erzeugung von Abmahnkosten ein tatsächlich nicht ausgeübtes Gewerbe angemeldet und
eine bewusst unberechtigte Abmahnung ausgesprochen hat. Dies erfolgte ersichtlich in der
Hoffnung, der Abgemahnte werde die Berechtigung der Abmahnung angesichts der
Androhung der Einschaltung von Behörden und der in Aussicht gestellten Reduzierung der
Abmahnkosten im Fall der außergerichtlichen Erledigung nicht prüfen und stattdessen die
geforderten Abmahnkosten sofort zahlen.

Der Klägerin ist ein Schaden in Gestalt der erforderlichen Kosten für die Beauftragung eines
Rechtsanwalts zum Zweck der Rechtsverteidigung entstanden. Die Einschaltung eines
Rechtsanwalts zum Zweck der Rechtsverteidigung ist bei einer unberechtigten anwaltlichen
Abmahnung erforderlich, da dies die kostengünstigste Möglichkeit der Überprüfung ist, ob die
Abmahnung gerechtfertigt war und daher die geltend gemachten Ansprüche erfüllt werden
sollten (LG München I, Urteil vom 27.07.215, Az.: 7 O 20941/14, BeckRS 2015, 20521). Das
Bestreiten der Zahlung der Rechtsanwaltskosten ist unerheblich. Der Klägerin steht jedenfalls
ein Freistellungsanspruch gemäß §§ 826, 257 S. 1 BGB zu. Dieser Anspruch hat sich durch
die in der Klageerwiderung geäußerte endgültige Weigerung der Beklagten, die Kosten zu
erstatten, in einen Zahlungsanspruch aus §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 281 Abs. 1 S. 1 BGB
gewandelt (vgl. OLG Hamm, GRUR-RR 2014, 133, 134). Mit der Weigerung, die
Anwaltskosten zu bezahlen, hat die Beklagte zugleich auch die geschuldete Freistellung dem
Grunde nach ernsthaft und endgültig verweigert. Damit hat die Beklagte ihre Pflicht zur
Freistellung verletzt (vgl. ebd.).

Die Beklagte hat in dem Bewusstsein der Schadensentstehung und der die Sittenwidrigkeit
begründenden Umstände gehandelt. Ein Abmahner handelt nicht schuldhaft, wenn er die
Rechtslage selbst für zweifelhaft hält oder abmahnt, obwohl ihm nicht alle erforderlichen
Informationen zur Beurteilung der Rechtslage zur Verfügung stehen oder andere vernünftige
Überlegungen die Abmahnung rechtfertigen (Omsels, in: Harte-Bavendamm/Henning-
Bodewig, 4. Aufl. 2016, § 4 Nr. 4 Rn. 185). Ein Verschulden setzt vielmehr das subjektive
Wissen um die mangelnde Rechtfertigung der ausgesprochenen Abmahnung bzw. ein
wissensgleiches bewusstes Sich-Verschließen gegenüber einer solchen Erkenntnis voraus
(OLG Hamm NJOZ 2010, 2522, 2524). Ausweislich der obigen Ausführungen ist davon
auszugehen, dass die Beklagte nicht lediglich Zweifel an der Beurteilung der Rechtslage
hatte. Sie hat vielmehr zum Zweck der Geltendmachung eines Kostenerstattungsanspruchs
bewusst unberechtigt abgemahnt.
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Der Zinsanspruch folgt aus §§ 280 Abs. 1, 2, 286 Abs. 1 S. 1, 288 Abs. 1 BGB. Die Beklagte
befand sich seit Ablauf der in der Mahnung vom 22.08.2018 gesetzten Frist in Verzug. In
dieser Mahnung hat die Klägerin zwar einen höheren Betrag als Rechtsverteidigungskosten
geltend gemacht. Eine Zuvielmahnung stellt eine wirksame Mahnung dar, wenn der
Schuldner die Aufforderung nach Treu und Glauben und den allgemeinen
Auslegungsgrundsätzen als Aufforderung zur Bewirkung der tatsächlich geschuldeten
Leistung verstehen muss, diese also für ihn feststeht oder ermittelbar ist und der Gläubiger
zur Annahme der vom Schuldner geschuldeten Minderleistung bereit ist (Ernst, in:
Münchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl. 2019, § 286 BGB Rn. 53). Diese Voraussetzungen
liegen vor. Insbesondere war der tatsächlich geschuldete Betrag von 201,71 EUR für die
Beklagte unter Heranziehung des Vergütungsverzeichnisses zum RVG ermittelbar. Soweit
mit dem Vollstreckungsbescheid vom 07.11.2018 der Klägerin Zinsen seit dem 14.07.2018
zugesprochen worden sind, ist dieser aufzuheben, da es an einem schlüssigen Vorbringen
für einen früheren Zinsbeginn fehlt.

Die prozessualen Nebenentscheidungen folgen aus § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO und §§ 708 Nr.
11, 713 ZPO. Ausgenommen von der Kostentragung der Beklagten sind die Kosten der
Verweisung an das zuständige Landgericht Düsseldorf, die die Klägerin gemäß § 281 Abs. 3
S. 2 ZPO zu tragen hat.
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